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EP/ LKW-Maut      
Straßburg, 11. März 2009
Ulrich STOCKMANN:
Luftverschmutzung, Lärm und Stau
 in Zukunft nicht mehr kostenlos
EP verabschiedet LKW-Maut

Das Europäische Parlament hat heute in Erster Lesung die Revision der EU-Wegekostenrichtlinie verabschiedet. Nach dem Willen des Europäischen Parlaments soll es künftig EU-Mitgliedstaaten möglich sein, LKWs neben den von ihnen produzierten Infrastrukturkosten auch die Kosten zu berechnen, die sie durch Luftverschmutzung, Lärm und Stau produzieren. Die Einführung einer LKW-Maut sowie der Umfang, welche externen Kosten angerechnet werden sollen, bleiben jedoch im Ermessen des jeweiligen EU-Mitgliedstaats.
„Die neuen Regeln sind ein verkehrspolitischer Quantensprung", begrüßte der SPD-Europaabgeordnete Ulrich STOCKMANN das Abstimmungsergebnis. „Sollten sich EU-Mitgliedstaaten zur Einführung einer LKW-Maut und zur Anrechnung zusätzlicher Kosten entscheiden, so stehen Ihnen nun das Handwerkszeug und die Berechnungsgrundlagen dafür zur Verfügung. Dadurch vermeiden wir einen EU-weiten Flickenteppich verschiedener Mautmodelle und können über Preissignale den Straßengüterverkehr lenken. Das hilft, das europäische Verkehrssystem zu optimieren."
Das Europäische Parlament sprach sich dafür aus, die zusätzlichen Mauteinnahmen ausnahmslos in Maßnahmen zur Verringerung der Umweltauswirkungen des Straßengüterverkehrs fließen zu lassen. „Uns geht es nicht um eine zusätzliche Einnahmequelle für die Mitgliedstaaten, sondern darum, die Schäden durch den LKW-Verkehr zu reduzieren", erklärte Ulrich STOCKMANN. „Die Zweckmittelbindung ist deshalb eine logische Forderung. Diese gilt es nun gegenüber dem Ministerrat zu verteidigen", so der Verkehrsexperte Ulrich STOCKMANN.

Zudem forderte Ulrich STOCKMANN weitere Initiativen von der Europäischen Kommission: "LKWs müssen nun selbst für die Kosten aufkommen, die sie verursachen - und nicht die Allgemeinheit. Dieses Verursacherprinzip müssen wir jetzt auch bei Bahn und Binnenschifffahrt durchsetzen, damit wir endlich einen fairen Wettbewerb zwischen den Verkehrsträgern bekommen."

Für weitere Informationen: Büro Stockmann, Johannes Laepple Tel.: +33 3881 77687 sowie Algara Stenzel (SPD-Pressestelle) +32 473 930 060 (GSM).
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